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relativen Einkommensverteilung des Mikrozensus, präsentiert 

diese Studie sowohl einen Gesamtüberblick für Deutschland als 

auch Ergebnisse für die Kreise und kreisfreien Städte. 

Mit diesen Ergebnissen möchten wir die Verantwortlichen in 

den Kommunen unterstützen, die Verteilung und die Ursachen 

von Altersarmut differenziert in den Blick zu nehmen. Die Be-

kämpfung von Altersarmut ist zwar vorrangig in der Bundes-

politik verankert, denn dort werden die Reformen in der Renten-, 

Arbeits- und Wirtschaftspolitik entschieden – aber auch die 

Kommunen haben vielfältige Einflussmöglichkeiten: Eine ge-

zielte kommunale Bildungs-, Wirtschafts-, Gesundheits- und 

 Sozialpolitik kann dazu beitragen, künftige Altersarmut zu 

 verhindern und ihre Folgen zu reduzieren. Kommunen können 

die Bedingungen vor Ort aktiv gestalten, vorausschauend planen 

und handeln. Die Bertelsmann Stiftung hat dazu konkrete Hand-

lungsempfehlungen entwickelt, die im abschließenden Kapitel 

dieser Studie und im »Wegweiser Kommune« zur Verfügung 

 stehen. 

Dr. Brigitte Mohn

Mitglied des Vorstands

der Bertelsmann Stiftung

Dr. Kirsten Witte

Programmleiterin »LebensWerte Kommune«

der Bertelsmann Stiftung 

Vorwort

Der demographische Wandel gehört zu den meistdiskutierten ge-

sellschaftlichen Herausforderungen. Veränderungen in der Al-

tersstruktur sind bereits heute in vielen Kommunen sichtbar – 

wenn auch regional sehr unterschiedlich: Die Gesellschaft altert, 

vielerorts schrumpft sie, und vor allem in den größeren Städten 

wächst die Bevölkerung und wird multikultureller und interna-

tionaler. 

Bis zum Jahr 2030 wird die Zahl der Menschen, die 65 Jahre 

und älter sind, um über fünf Millionen steigen. Dann wird jeder 

Vierte mindestens 65 Jahre und jeder Dreizehnte über 80 Jahre 

alt sein. Das zeigt die aktuelle Bevölkerungsvorausberechnung 

der Bertelsmann Stiftung im Internetportal »Wegweiser Kom-

mune«. Dort finden Interessierte Bevölkerungsvorausberechnun-

gen für alle Landkreise und Kommunen mit mehr als 5.000 Ein-

wohnerinnen und Einwohnern. 

Zudem wird der Anteil älterer Menschen steigen, die von Al-

tersarmut betroffen oder bedroht sind. Waren im Jahr 2006 noch 

10,4 Prozent der ab 65-Jährigen armutsgefährdet, lag der Anteil 

im Jahr 2013 bereits bei 14,3 Prozent. Und die Tendenz ist wei-

ter steigend. 

Insbesondere Frauen, Geringqualifizierte und Menschen mit 

Migrationshintergrund sind in Deutschland im Alter besonders 

armutsgefährdet. Für diese Gruppen sind unterbrochene Er-

werbsbiografien, hohe Teilzeitarbeitsquoten und niedrige Löhne 

die Regel. Sie führen zu niedrigen Renten und erhöhen das Ri-

siko, im Alter auf finanzielle Unterstützung angewiesen zu sein.

Die Armutsgefährdung im Alter ist regional unterschiedlich 

verbreitet. Es gibt ein starkes Ost-West-Gefälle. 

Bisher lagen nur Ergebnisse für einzelne Bundesländer oder 

Stadtstaaten vor. Im Auftrag der Bertelsmann Stiftung unter-

suchte die Ruhr-Universität Bochum in Kooperation mit dem 

 Statistischen Landesamt NRW die soziostrukturellen Ursachen 

sowie die regionale Verteilung und Entwicklung von Alters-

armut. Basierend auf den sozioökonomischen und demographi-

schen Daten vom »Wegweiser Kommune« und auf den Daten zur 
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Einkommen aufzubessern. Viele Ältere können so kaum noch 

am sozialen und gesellschaftlichen Leben teilhaben. 

Ein zunehmendes Armutsrisiko wird so schnell zum gesamt-

gesellschaftlichen Problem, denn dauerhafte Armut gefährdet 

den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Wissenschaftliche Stu-

dien bestätigen einen direkten Zusammenhang: je höher das Ar-

mutsrisiko, desto niedriger der gesellschaftliche Zusammenhalt. 

Hinzu kommt, dass auch bei den Privatvermögen die Kluft zwi-

schen Arm und Reich weiter gewachsen ist, obwohl Wirtschaft 

und Arbeitsmarkt sich gut entwickeln: Die reichsten zehn Pro-

zent der bundesdeutschen Haushalte verfügen über 53 Prozent 

des gesamten Nettovermögens. Die untere Hälfte der Haushalte 

hingegen besitzt nur gut ein Prozent (BMAS 2013: 25). 

Armut führt in jedem Alter zu vielfältigen Benachteiligun-

gen. Denn Armut bedeutet nicht nur materiellen Mangel, son-

dern auch erheblich weniger Chancen auf Partizipation und In-

tegration. Wer arm ist, verliert in vielerlei Hinsicht an 

Lebensqualität. Die Armuts- und Ungleichheitsforschung ver-

weist auf die unterschiedlichen Dimensionen und die mehrfa-

chen negativen Konsequenzen von Armut für das alltägliche 

Leben jedes einzelnen Betroffenen: schlechtere Gesundheit, we-

niger Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, geringere Lebens-

erwartung. Beispiel Gesundheit: 65-Jährige mit niedrigem 

 Einkommen haben eine geringere Lebenserwartung als Gleich-

altrige aus wohlhabenden Haushalten. Bei Männern macht 

diese Differenz fünf Jahre, bei Frauen dreieinhalb Jahre aus 

In Deutschland sind das Armutsrisiko wie auch die Ungleichheit 

in der Einkommensverteilung in den letzten Jahren gestiegen. 

Der letzte Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregie-

rung konstatiert, dass zwischen 14 und 16 Prozent der Bundes-

bürger unverändert von Einkommensarmut bedroht sind (BMAS 

2013: 23). Kinder und Jugendliche, Arbeitslose, Menschen mit 

Migrationshintergrund, Alleinerziehende und Paare mit mehre-

ren Kindern sind in besonders hohem Maße von Armut bedroht. 

Aber auch die Zahl der von Armut bedrohten ab 65-Jährigen 

wächst seit Jahren kontinuierlich: von 10,4 Prozent im Jahr 2006 

auf 14,3 Prozent im Jahr 2013 (Statistische Ämter des Bundes 

und der Länder 2014b). Und Fachleute erwarten für diese ältere 

Bevölkerungsgruppe einen weiteren Anstieg in der Zukunft.

Vor allem Frauen und Menschen mit Migrationshintergrund 

haben hierzulande ein besonders hohes Risiko, von Altersarmut 

betroffen zu sein. Zudem sind starke Ost-West-Unterschiede zu 

verzeichnen: 14,8 Prozent der ab 65-Jährigen in den westdeut-

schen und 12,5 Prozent in den ostdeutschen Ländern haben we-

niger als 60 Prozent des Durchschnittseinkommens zur Verfü-

gung (ebd.).

Allerdings sind die Vermögen in diesen Daten nicht berück-

sichtigt. Eine neue Auswertung des Sozio-ökonomischen Panels 

(SOEP) greift diesen Faktor auf – dann liegt die Armutsgefähr-

dungsquote der Älteren bei rund zehn Prozent (IW 2015). Den-

noch: Für Ältere ist es besonders schwierig, aus einer Armuts-

lage herauszukommen. Sie haben wenige Möglichkeiten, ihr 

Einleitung
Anja Langness, Carsten Große Starmann
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Die Studie zeigt, dass das Risiko Altersarmut regional sehr 

unterschiedlich ausgeprägt ist. Die Ergebnisse geben zudem 

einen Überblick über die vielfältigen Einflussfaktoren auf das 

 Altersarmutsrisiko. Strategien zur Vermeidung von Altersarmut 

sollten früh und damit präventiv ansetzen. Bund, Länder und 

Kommunen sind hier gleichermaßen mit einer guten Bildungs-, 

Arbeitsmarkt-, Gesundheits- und Sozialpolitik gefordert. 

Die empirischen Ergebnisse der vorliegenden Studie geben 

zwar keine direkten Hinweise darauf, wie Kommunen künftig 

mit dem Problem der wachsenden Altersarmut konkret umge-

hen sollten. Klar ist jedoch: Die Verantwortlichen in den Städten, 

Gemeinden und Kreisen stehen vor einer anspruchsvollen Situ-

ation. Es ist ihre Aufgabe, sich in Politik und Verwaltung der 

 zunehmenden Komplexität des Problems Altersarmut anzuneh-

men, sich intensiv mit Einflussfaktoren und Wechselwirkungen 

auseinanderzusetzen und in der Folge Entscheidungen für die 

Zukunft zu treffen. So ist beispielsweise eine differenzierte kom-

munale Sozial- und Seniorenpolitik ein wichtiger Baustein dafür, 

dass ältere Menschen, die von Armut betroffen oder bedroht 

sind, verstärkt Beratung und Hilfe erhalten. Passgenaue Ange-

bote der Bildungs- und Gesundheitsförderung, eine gute gesund-

heitliche Versorgung und Möglichkeiten zur gesellschaftlichen 

Teilhabe können nur vor Ort bedarfsgerecht gestaltet werden 

und dazu beitragen, langfristig Altersarmut vorzubeugen. 

Im letzten Teil dieser Publikation und im Internetportal 

»Wegweiser Kommune« finden sich konkrete Handlungsempfeh-

lungen für Kommunen. Sie verdeutlichen, wie Städte und Ge-

meinden einen Beitrag leisten können, um Altersarmut vorzu-

beugen und mit deren Folgen umzugehen.

Wir danken den Autoren Prof. Dr. Jörg-Peter Schräpler und 

Holger Mann (Ruhr-Universität Bochum) sowie Dr. habil. Wolf-

gang Seifert (IT.NRW) für die gute und konstruktive Zusammen-

arbeit. Dr. Markus Grabka vom Deutschen Institut für Wirt-

schaftsforschung und Prof. Dr. Gerhard Bäcker von der 

Universität Duisburg-Essen haben die Studie kommentiert und 

(Kroh et al. 2012). Das Leben in Armut führt zu erheblichen Ein-

bußen des subjektiven Wohlbefindens, die Betroffenen fühlen 

sich weniger gesund, sind weniger ehrenamtlich und politisch 

engagiert und nehmen relativ selten an kulturellen Aktivitäten 

teil (Böhnke 2009). 

Die Zunahme des Armutsrisikos und die vielfältigen Benach-

teiligungen armer Menschen stellen die Politik von Bund, Län-

dern und Kommunen vor große Herausforderungen. Den Kom-

munen kommt dabei eine bedeutende Rolle zu: Sie sind immer 

stärker mit den negativen Folgen von (Alters-)Armut konfrontiert 

und haben zugleich durchaus Möglichkeiten, die Lebenssituation 

armutsgefährdeter älterer Menschen vor Ort zu verbessern. 

Zudem können kommunale Akteure aus Politik und Verwaltung 

eine wichtige Rolle bei der langfristigen Prävention von (Alters-)

Armut spielen, etwa durch eine gezielte Bildungspolitik vor Ort. 

Die Bertelsmann Stiftung setzt sich in ihrem Programm »Le-

bensWerte Kommune« dafür ein, Transparenz über die demo-

graphische und sozioökonomische Entwicklung in den Kommu-

nen herzustellen und Handlungsempfehlungen für besonders 

dringliche kommunale Herausforderungen zu geben. Die vorlie-

gende Studie konzentriert sich auf die Betrachtung der regiona-

len Verteilung von Altersarmut und schließt damit eine 

Forschungs lücke. Sie untersucht, wie Altersarmut über die 295 

Landkreise und 107 kreisfreien Städte verteilt ist. 

Eine multidimensionale Betrachtung von Armut und insbe-

sondere Altersarmut ist aufgrund fehlender Daten auf regiona-

ler Ebene leider nicht möglich. Stattdessen wird Altersarmut hier 

in zweifacher Hinsicht definiert und gemessen: mit dem Konzept 

»Bezug von Grundsicherung im Alter« und mit dem Konzept der 

relativen Einkommensarmut im Alter. Die Studie identifiziert auf 

Basis beider Messkonzepte aktuelle sozialstrukturelle und regi-

onale Schwerpunkte von Altersarmut. Sie umfasst zwei zentrale 

Fragestellungen: Wie ist das Altersarmutsrisiko regional verteilt? 

Wie ist die regional unterschiedliche Verteilung des Alters-

armutsrisikos zu erklären?
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Einleitung

wertvolle Hinweise gegeben. Prof. Dr. Gerhard Naegele von der 

Technischen Universität Dortmund hat Handlungsempfehlungen 

für Kommunen zur Prävention und zum Umgang mit Altersar-

mut entwickelt. Eric Thode und Dr. Juliane Landmann aus dem 

Programm »Nachhaltig wirtschaften« der Bertelsmann Stiftung 

danken wir für ihre Unterstützung bei der Erstellung der Studie.
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Altersarmut in Deutschland: 
Zusammenfassung der zentralen Befunde

Um ein möglichst vollständiges Bild von Altersarmut zu erhalten, 

werden in dieser Studie die zwei gängigsten Messkonzepte ver-

wendet: das Grundsicherungskonzept nach SGB XII der ab 

65-Jährigen und das relative Einkommensrisikokonzept. Wäh-

rend das Grundsicherungskonzept das gesetzliche soziokultu-

relle Existenzminimum in jedem Einzelfall sicherstellen soll, ba-

siert das Konzept der Armutsgefährdungs- bzw. -risikoquote auf 

einer relativen Einkommensgröße: Danach gelten Personen als 

armutsgefährdet, wenn ihr bedarfsgewichtetes verfügbares Haus-

haltseinkommen weniger als 60 Prozent des Medianeinkommens 

beträgt. Der Grenzwert wird als Armutsschwelle bezeichnet. 

Die zentralen Ergebnisse der Studie:

1.  Die Zahl der Rentnerinnen und Rentner, die Grundsicherung 

im Alter nach SGB XII erhalten, ist in den letzten Jahren in 

Deutschland stark gestiegen. Seit dem Einführungsjahr 2003 

bis zum Jahr 2013 hat sich die Zahl der Empfänger von 

Grundsicherung im Alter nahezu verdoppelt: von 257.734 

auf 499.295. Die Leistungsempfängerquote nach SGB XII 

stieg in dem Zeitraum von 1,7 auf 3,0 Prozent. Hier wird zu-

sätzlich von einer relativ hohen Dunkelziffer ausgegangen, 

denn es gibt Hinweise, dass nicht alle älteren Menschen 

ihren Anspruch auf Grundsicherung tatsächlich wahrneh-

men, etwa aufgrund von Informationsdefiziten und Stigmati-

sierungsängsten. 

  Im Vergleich zur Grundsicherung im Alter nach SGB XII sind 

die Armutsgefährdungsquoten (hier: Bundesmedian) fast 

fünfmal so hoch. Die Armutsgefährdungsquote der ab 

65-Jährigen stieg von 10,4 Prozent im Jahr 2006 auf 14,3 Pro-

zent im Jahr 2013. Damit liegt sie nur knapp unter der für die 

Gesamtbevölkerung in privaten Haushalten hierzulande er-

mittelten Armutsgefährdungsquote von 15,5 Prozent.

2.  Die Grundsicherungsquote und auch die Armutsgefähr-

dungsquote der ab 65-Jährigen haben in allen Bundeslän-

dern und Stadtstaaten im Beobachtungszeitraum 2006 bis 

2013 zugenommen. Diese Quoten decken unterschiedliche 

Bevölkerungsteile ab. Wer Leistungen nach SGB XII erhält, 

fällt meist auch unter die relative Armutsschwelle. Doch gibt 

es einen großen Teil an älteren Personen, die zur Armutsrisiko-

population gehören, aber keine Grundsicherung erhalten. 

Die betroffene Bevölkerung verteilt sich jedoch für beide 

Messkonzepte regional unterschiedlich. 

  Die höchsten Grundsicherungsquoten weisen die drei Stadt-

staaten auf – dort liegen sie etwa doppelt so hoch wie im Bun-

desdurchschnitt. Zudem ist dort der Zuwachs am höchsten. 

Die Flächenländer Nordrhein-Westfalen und Hessen wie 

auch das kleine Flächenland Saarland haben leicht über-

durchschnittliche Quoten, Niedersachsen und Schleswig-Hol-

stein liegen dagegen im Bundesschnitt. Im Süden Deutsch-

lands, in Baden-Württemberg, Bayern und Rheinland-Pfalz, 

fallen unterdurchschnittliche Grundsicherungsquoten auf. 

Die niedrigsten Quoten haben die ostdeutschen Bundeslän-

der, die im Schnitt auf 2,1 Prozent kommen, wobei Sachsen 
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und Thüringen mit je 1,1 Prozent den niedrigsten Wert auf-

weisen. 

  Die Armutsgefährdungsquoten der ab 65-Jährigen liegen in 

den ostdeutschen Ländern ebenfalls unterhalb des bundes-

deutschen Durchschnitts. Bei den westdeutschen Bundeslän-

dern lassen sich Unterschiede in der Verteilung erkennen. 

Das Saarland hat mit 19,2 Prozent die höchste Quote und 

damit ebenfalls wie bei der Grundsicherung einen über-

durchschnittlichen Wert. Etwas anders sieht es in Rheinland-

Pfalz mit 17,8 Prozent und Bayern mit 17,0 Prozent aus. Hier 

liegen neben überdurchschnittlichen Armutsgefährdungs-

quoten bei den ab 65-Jährigen gleichzeitig unterdurch-

schnittliche Grundsicherungsquoten nach SGB XII vor. 

  Der scheinbare Widerspruch erklärt sich durch die unter-

schiedlichen Messkonzepte: Während beim Grundsiche-

rungsbezug neben der Einkommens- auch eine Vermögens-

prüfung für die Anspruchsvoraussetzung erfolgt, wird bei 

der Berechnung der Armutsgefährdungsquoten Vermögen 

nur indirekt über realisierte Vermögenseinkommen er-

fasst und auch nicht der Mietwert selbst genutzten Wohn-

eigentums berücksichtigt. In Bayern und Rheinland-Pfalz 

ist jedoch die Wohneigentumsquote überdurchschnittlich 

hoch.

3.  Auf Kreisebene finden sich vor allem in den kreisfreien Städ-

ten in Nordrhein-Westfalen, Hessen, Niedersachsen und 

Schleswig-Holstein hohe Grundsicherungsquoten im Alter 

nach SGB XII. Die höchste Quote hat Frankfurt am Main mit 

8,1 Prozent, gefolgt von Offenbach am Main (7,7 %) und den 

Rheinstädten Köln und Düsseldorf (je 7,2 %). In diesen Städ-

ten ist zudem ein deutlicher Zuwachs festzustellen. 

  Dagegen werden unterhalb der Bundesländerebene, auf Kreis-

ebene, grundsätzlich keine Armutsgefährdungsquoten ausge-

wiesen; es können aber Wahrscheinlichkeiten für relative Al-

tersarmut mithilfe von statistischen Modellen geschätzt 

werden. Betroffen von höherer Armutswahrscheinlichkeit sind 

dann weniger die kreisfreien Städte als vielmehr Landkreise 

in Niederbayern, der Oberpfalz, in Schwaben, Niederfranken 

und Oberfranken, in denen in der Vergangenheit eine niedrige 

Beschäftigungsquote vorlag. Ähnliches gilt für einige Kreise 

in Rheinland-Pfalz und Niedersachsen.

4.  Für beide Konzepte gilt, dass alleinstehende Frauen stärker 

von Altersarmut betroffen sind als alleinstehende Männer. 

Frauen kommen vor allem aufgrund von Ausfallzeiten durch 

Kindererziehung auf eine insgesamt geringere Zahl an Ar-

beits- und Versicherungsjahren bzw. erreichen durch längere 

Teilzeitphasen weniger Entgeltpunkte – mit der Folge, dass 

ihre Altersrenten niedriger ausfallen. 

  Entscheidend für die Armutsgefährdung ist allerdings das 

Haushaltseinkommen bzw. das Einkommen der Bedarfsge-

meinschaft. Frauen haben im Vergleich zu Männern, trotz 

der Bedürftigkeitsprüfung auf Haushalts- oder Bedarfsge-

meinschaftsebene, in fast allen Kreisen eine höhere Grund-

sicherungsquote im Alter nach SGB XII. Die regionalen 

Schwerpunkte verteilen sich aber ähnlich, wobei auch hier 

vor allem die kreisfreien Städte in Nordrhein-Westfalen, Hes-

sen und Niedersachsen betroffen sind. Die größte Differenz 

in der Grundsicherungsquote zwischen Männern und Frauen 

hat Bremerhaven mit 3,2 Prozentpunkten, gefolgt von Salz-

gitter und Duisburg mit je 2,2 Prozentpunkten. 

5.  Auf Basis von Individualdaten des Mikrozensus aus dem Jahr 

2013 kann zudem gezeigt werden, dass das Altersarmuts-

risiko für Menschen in Einpersonenhaushalten mehr als 

dreimal so hoch ist wie in Mehrpersonenhaushalten. In Ein-

personenhaushalten liegt es für Frauen mehr als doppelt so 

hoch wie für Männer. 

6.  Als weitere persönliche Risikofaktoren gelten eine Schei-

dung sowie das Vorliegen eines Migrationshintergrundes. 

Migranten sind im Vergleich zu Nichtmigranten im Durch-

schnitt stärker von Arbeitslosigkeit und Niedriglohn betrof-

fen, was sich im Erwerbsverlauf und in den Zahlbeträgen der 
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7.  Die Armutsgefährdungsquoten der 50- bis 64-Jährigen 

haben ein Niveau, das auf einen generellen Anstieg der Al-

tersarmut in den nächsten Jahren hindeutet, doch es lassen 

sich Strukturverschiebungen erkennen. Anders als bei den 

jetzt ab 65-Jährigen ist vor allem in den ostdeutschen Bun-

desländern bei bestimmten Gruppen wie Einpersonenhaus-

halten oder Personen mit Migrationshintergrund eine ext-

rem hohe Armutsgefährdung zu erkennen. Dies führt 

vermutlich in absehbarer Zeit zu höherer Altersarmut in den 

östlichen Bundesländern.

Rentenversicherung niederschlägt. Ihr Altersarmutsrisiko 

liegt im Durchschnitt mehr als dreimal so hoch wie das von 

Nichtmigranten. Entscheidend ist hier aber auch, ob Renten-

versicherungsansprüche vor Eintritt in die Bundesrepublik 

vorliegen. Ein höheres Risiko besteht zudem für Personen 

mit einem niedrigen Schul- und/oder Berufsabschluss, einer 

niedrigen beruflichen Stellung in der zuletzt ausgeübten Tä-

tigkeit bzw. einer zuletzt ausgeübten Tätigkeit in Branchen, 

die stark saisonal geprägt sind und/oder in denen stark un-

terdurchschnittliche Entlohnungen üblich sind.

Altersarmut in Deutschland: Zusammenfassung der zentralen Befunde
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Anhang

Die Autoren

Prof. Dr. Jörg-Peter Schräpler

Prof. Dr. Jörg-Peter Schräpler ist seit April 2011 Lehrstuhl-

inhaber für »Sozialwissenschaftliche Datenanalyse« an der Fa-

kultät für Sozialwissenschaft der Ruhr-Universität Bochum und 

seit 2012 stellvertretender Geschäftsführender Leiter des Zent-

rums für interdisziplinäre Regionalforschung (ZEFIR). Er hat 

sich in den letzten Forschungsjahren insbesondere mit der 

 Analyse von kleinräumigen sozialstatistischen und georeferen-

zierten Daten beschäftigt. Aufgrund dieser Erfahrungen wurde 
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